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V. 
 Änderungssatzung 

der Stadt Meerbusch vom ............... 2009                 
 

zur 
Satzung  

der Stadt Meerbusch  
über die Benutzung der Friedhöfe und ihrer Einricht ungen 

(Friedhofssatzung) 
vom 05. Dezember 2003 

 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV.NRW. S. 666 / SGV. NRW. 2023), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 30. Juni 2009 (GV. NRW. S. 380), hat der Rat der Stadt Meerbusch in seiner Sitzung am 
.................. 2009 folgende V. Änderungssatzung beschlossen: 
 
 

§ 1 
 

§ 7 Absatz 1 der Friedhofssatzung erhält folgende Fassung: 
 
Aus Gründen der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung bedürfen Steinmetze, Bildhauer und Bestatter 
für ihre gewerbliche Tätigkeit auf den Friedhöfen der vorherigen Zulassung durch die 
Friedhofsverwaltung. Andere Gewerbetreibende müssen ihre Tätigkeit auf dem Friedhof der 
Friedhofsverwaltung anzeigen. 
 
 
§ 7 Absatz 2 der Friedhofssatzung erhält folgende Fassung: 
 
Auf ihren Antrag hin werden nur die in Abs. 1 Satz 1 genannten Gewerbetreibende zugelassen, die  
 
a) in fachlicher, betrieblicher und persönlicher Hinsicht zuverlässig sind, 
 
b) ihre Eintragung in die Handwerksrolle bzw. (bei Antragstellern des Handwerksähnlichen Gewerbes) 

ihre Eintragung in das Verzeichnis gem. § 19 Handwerksordnung nachweisen oder die selbst oder 
deren fachliche Vertreter die Meisterprüfung abgelegt haben oder die über eine vergleichbare 
Qualifikation verfügen.  

 
 
§ 7 Absatz 3 der Friedhofssatzung entfällt. 
 
 
 

§ 2 
 

Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2010 in Kraft. 
 
 
B e k a n n t m a c h u n g s a n o r d n u n g 
 
Die vorstehende V. Änderungssatzung der Stadt Meerbusch zur Satzung der Stadt Meerbusch über 
die Benutzung der Friedhöfe und ihrer Einrichtungen (Friedhofssatzung) vom 05. Dezember 2003 wird 
hiermit öffentlich bekanntgemacht. 
 
Hinweis: 
 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung kann gegen diese 
Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei 
denn, 
 
1. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
2. die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
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3. der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet, 
4. der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Meerbusch gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
Meerbusch, den ............................ 2009 
 
 
 
 
 
 
 
Dieter Spindler 
Bürgermeister 


